
Fokusgruppe „Fischerzeugung in Kreislaufanlagen“ in Wietzendorf bei der 
Heidefisch GmbH am 9.2.2017 
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Veranstaltungsprogramm 
Nach Betriebsbesichtigung der Heidefisch GmbH und den beiden Vorträgen „Zandererzeugung 
in Kreislaufanlagen – Ableitung von Gestehungskosten und Vermarktungsoptionen“ (Andreas 
Müller-Belecke) und „Erzeugerzusammenschluß und Vermarktung“ (Rainer Elies) schloss sich 
eine Diskussionsrunde an. 

 

Herausforderungen/Möglichkeiten, Strategien, Erwartungen/Erfolge  
Herausforderung Strenge Rechtsauslegung in Deutschland: Das EU Recht wird im 
europäischen Vergleich sehr unterschiedlich angewandt, so die einhellige Meinung der 
Teilnehmer Im Vergleich zu manchen anderen Mitgliedsstaaten sei die deutsche Auslegung des 

Die skizzierte Darstellung (siehe 
rechts) diente als Vorlage für die 
Teilnehmer, die Situation des 
eigenen Unternehmens 
graphisch darzustellen. Ziel war 
es, die Kooperationen für die 
drei Ebenen „Erzeugung“, 
„Verarbeitung“ und 
„Vermarktung“ darzustellen und 
Probleme (z.B. innerhalb der 
politischen Rahmenbedingung), 
Strategien und Erfolge zu 
kennzeichnen. Diese Skizzen 
dienten als Grundlage für die 
Diskussion. 



EU-Rechts und das deutsche Recht im Vergleich zum EU-Recht strenger als in den 
Nachbarländern. Der Ermessensspielraum, den das EU-Recht bietet, würden ein Deutschland 
kaum genutzt. Zudem sei die Auslegung auf Bundesland- oder Landkreis-Ebene uneinheitlich. 
Das führe innerhalb Deutschlands zu regional unterschiedlichen Standortvoraussetzungen. Es 
gibt somit weder Bundes- noch EU-weit eine vergleichbare Auslegung der Umweltauflagen für 
bestehende und Genehmigungsverfahren für neue Anlagen. Neben Umweltvorschriften gelte 
dies auch für Veterinär- und Hygienevorschriften, z.B. bei Schlachtung und Verarbeitung.  

Die Fischerzeuger machten deutlich, dass sie einerseits wahrnehmen, dass die Ausdehnung der 
Fischproduktion innerhalb der EU politisch angestrebt wird (siehe europäischer bzw. nationale 
Strategiepläne für Aquakultur, dass aber andererseits politisch bzw. gesellschaftlich die 
Bereitschaft für eventuelle Zugeständnisse zur Erreichung dieses Ziels scheinbar nicht besteht. 
Die Bereitschaft für solche Zugeständnisse z.B. in Bezug auf einen erhöhten Nährstoffaustrag, 
die Errichtung baulicher Anlagen, Zuweisung von Wassernutzungsrechten seien vor Ort kaum 
oder gar nicht erkennbar.  

Herausforderung Wettbewerbsverzerrung: Diese divergierende Auslegung des EU-Rechts 
führe zu einer Wettbewerbsverzerrung, welche durch den unterschiedlich ausgeprägten 
Umgang mit Verstößen gegen das EU-Recht weiter verstärkt würde. Während in Deutschland 
engmaschig kontrolliert und bei Verstößen entsprechende Auflagen erhoben würden, würde in 
manchen EU-Mitgliedsstaaten kaum kontrolliert (Bsp. Italien) oder bei Verstößen gegen 
Umweltauflagen (als Beispiel wurde die -Reinhaltung des Abflusswassers in Frankreich 
genannt) vor Auflagen zurückgeschreckt um keinen Nachteil im Wettbewerb zu riskieren, so 
die Darstellung in der Arbeitsgruppe 

 Diskussion zu Möglichkeiten: Das EU-Recht bietet Flexibilität in der 
Rechtsauslegung. Maßnahmen, die zur Nutzung dieser Ermessensspielräume bei den 
Behörden bzw. Mitarbeitern wären wünschenswert.  

 Erwartungen: Gleiche Rechtsauslegung in allen EU-Ländern und in den 
Bundesländern/Landkreisen (z.B. bezüglich Baugenehmigungen im Außenbereich, 
Abwasserregelung) um gerechte Voraussetzungen und Wettbewerb für alle zu schaffen. 

 

Herausforderung Genehmigungspraxis: Die Genehmigung von Großanlagen gestaltet sich 
vom Gesetz her schwierig – vor allem im Außenbereich. Regionsabhängig können bereits 
bestehende Viehdichten den zusätzlichen Nährstoffaustrag von neuen Aquakulturanlagen 
begrenzen oder gar ausschließen.  

Als weitere Beobachtung merkten Teilnehmer an, dass in den zuständigen Behörden (Bsp. 
Niedersachen) ein Generationswechsel stattgefunden hat - neue Mitarbeiter, die direkt aus der 
Ausbildung kommen, bringen dabei oft wenig Fachexpertise mit und scheuen sich davor 
Genehmigungen auszusprechen und die damit verbundene Verantwortung zu tragen. 
Gleichzeitig sei, so die kritische Haltung der Teilnehmer, die Mitarbeiterzahl in entsprechenden 
Behörden (Bsp. Wasserbehörde in Niedersachsen) aufgestockt worden, was dazu beigetragen 
habe, dass Genehmigungsverfahren komplexer geworden seien.  



 Bewährte Strategien der Erzeuger: offene Kommunikation und enge Kooperation mit 
Behörden/Landkreisen. Fachwissen von Betriebsseite aufbauen und einbringen 
(„Schulungseffekt“).  

 Auf Betriebsseite macht ein Zusammenschluss von Erzeugern zwecks Nachweis von 
Fachwissen für die Genehmigung Sinn. 

 Etablierung von Kreislaufwirtschaft durch die Verbindung von Fisch- und 
Landwirtschaft (Nutzung von Synergien) 

 Erwartungen der Fischerzeuger an die Verwaltung/Politik: Behördenmitarbeiter 
sollten wieder mehr Fachexpertise haben (evtl. Etablierung von Fischereiberatern auf 
Landkreisebene) durch Informationsbereitstelllung/Schulungen  

 Begünstigung geschlossener Kreisläufe, Förderung von Pilotphasen neuer Ansätze 
mit Bezug auf z.B. Nutzung/Rückgewinnung von Phosphaten und Nitraten, da z.B. 
Aquaponic die Erwartungen bisher nicht erfüllt hätten 

 

Herausforderung Keine Maßnahmen zur Marktregulierung: Im Vergleich zur 
Landwirtschaft gibt es in der Aquakultur keine Direktzahlungen und Maßnahmen zur 
Unterstützung der Situation an den Märkten für Fisch und Fischerzeugnisse. Dies könnten z.B. 
Unterstützungen für die Lagerhaltung sein. Die Direktvermarktung birgt zwar mehr Risiken, 
aber auch Chancen, so das Ergebnis der Diskussion.  

Herausforderung Billigimporte und Markt im Hochpreisland DE: Sehr gute 
Marktkenntnisse und Vermarktungswissen sind erforderlich, um im Hochpreisland 
Deutschland bestehenbleiben zu können. Es gibt in der Regel keine schriftlichen 
(verbindlichen) Verträge zwischen Erzeuger und Handel/Verarbeiter, Festpreisverträge sind 
nicht üblich. Der Aufbau der Marktkenntnis ist sehr zeitintensiv und erfordert großes 
Engagement. Absatz über Großhandel wird als finanziell eher ungünstig beurteilt.  

 Strategien: Zur Risikoverminderung haben die Erzeuger den Betriebszweig Fisch 
langsam aufgebaut, um dann mit bereits vorhandenem Kenntnisstand und –nachweis, 
Förderung und Genehmigung zu beantragen/erlangen.  

Eine breite Aufstellung bei der Vermarktung gewährleistet geringere Abhängigkeit von 
einem Abnehmer; es ist essentiell, Netzwerke aufzubauen und zu pflegen, genauso wie 
Marktanalysen und Kenntnisse des internationalen Preisniveaus.  

Wichtig ist das Herausstellen eines Alleinstellungsmerkmals des Unternehmens, um sich 
von den anderen Erzeugern abzugrenzen und so den Markt selbst beeinflussen zu können 
(z.B. ASC-Zertifizierung, Besatzfische im Sortiment, flexibel auf Kundenwünsche 
einzugehen und eine gleichbleibend gute Qualität anzubieten). Zusammenarbeit mit einem 
Kleinverarbeiter und Vermarktung entsprechender Spezialitäten bietet eine gute 
Möglichkeit, eine Nische zu belegen. 

Für Verläßlichkeit sorgen, um Vertrauen der Kunden aufzubauen und zu bewahren; 
Verhandlungsgeschick beim Ein- und Verkauf gezielt nutzen  



Alternativ lässt sich die Rolle eines ‚Mittelsmanns‘ etablieren/nutzen, der Angebote von 
mehreren Erzeugern „sammelt“, diese in Produktion, Verarbeitung und Vermarktung berät 
und auch mit Verarbeitern/Händler verhandelt oder eigene Verarbeitung und Vermarktung 
für die Gruppe von Erzeugern organisiert. 

Vor Preisverhandlungen die eigene reisuntergrenze festlegen oder – sofern möglich - im 
Nischenbereich, die Preise selbst festlegen. 

 Bereits erreichte Erfolge: Erfolgreiche Betriebe haben durch viel Erfahrung und gute 
Kontakte Marktübersicht und verfügen meist über ein Alleinstellungsmerkmal.  

 Es bestehen Kooperationen mit Verarbeitern als Anbieter von Dienstleistungen. 

 ASC-Zertifizierung ist in Deutschland (bei vorgesehenen Arten) generell umsetzbar, da 
die nötige betriebliche Dokumentation vorhanden ist (praktisch jedoch mit vielen 
Herausforderungen verbunden). 

 Erzeugergemeinschaft mit eigener Jungfischproduktion und –versorgung ermöglicht 
sichere Vorausplanungen von Mengen. 

Insektenmehl wird ab 07/2017 im Nutztier-Futter für die Fischerzeugung zugelassen 
Herausforderung Landespolitische Ausrichtung: Darüber hinaus wurden Bundesland 
spezifische Unterschiede mit Bezug auf Fördermöglichkeiten und Genehmigungshürden 
angesprochen: 

• Hessen: In der Förderperiode 2014 bis 2020 hat das Land Hessen keine Mittel mehr aus 
dem Europäischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) in Anspruch genommen, was 
es für die Betriebe stark erschwert hat, Fördermittel für Aquakulturanlagen in Anspruch 
zu nehmen.  

• Mecklenburg-Vorpommern nimmt als fischereifreundliches Bundesland eine 
Sonderrolle ein. Fischerei/Aquakultur wird dort zur Landwirtschaft gezählt und erhält 
so z.B. Genehmigungen für das Bauen im Außenbereich.  

• Schleswig-Holstein hat ein umfangreiches Programm zur Aquakultur aufgestellt. Der 
Stand der Umsetzung überzeugt die anwesenden Fischerzeuger jedoch wenig.  

• Niedersachsen verfügt über keine eigene Fischereipolitik. In Bayern hingegen ist die 
Aquakultur soweit etabliert und steht eher für sich. 

Abschlussrunde 
Generell bestand in der Runde Einigkeit darüber, dass es wichtig ist die Herausforderungen und 
Problempunkte in der Branche mehrfach und auf mehreren Ebenen (Wissenschaft, Verbände, 
Kammern, Fachbehörden) an die Politik heranzutragen. Es besteht der Wunsch, die SUFISA-
Ergebnisse aus der Fokusgruppe gemeinsam mit Ergebnissen ähnlicher Projekte/Fokusgruppen 
in einem Workshop mit verschiedenen Vertretern der Branche unter Einbeziehung der 
politischen Ebene zu besprechen, eventuell unter hinzuziehen von Journalisten. Dabei wurde 
der Vorschlag gemacht, im Norddeutschen Raum zu beginnen (Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein, Brandenburg). Als Termin dafür ist 
das Frühjahr 2017 vorgesehen. 
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